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Neue steuerliche Risiken für  
Wohlfahrtseinrichtungen
Mit BMF-Schreiben vom 26. Januar 2016 
wurde der Anwendungserlass zur AO 
(AEAO) in einigen für gemeinnützige 
Organisationen relevanten Abschnitten 
mit sofortiger Wirkung geändert. Neben 
verschiedenen redaktionellen Änderungen 
wurden insbesondere Aspekte, die in  
dem BFH-Urteil vom 27. November 2013 
(„Rettungsdiensturteil“) entschieden wur-
den, in den AEAO aufgenommen. 

Eine für Einrichtungen der Wohlfahrts
pflege positive Änderung ist, dass nun  
auch eine Unmittelbarkeit nach § 57 AO 
und somit ein eigenes gemeinnütziges 
Wirken vorliegen kann, wenn Leistungen 
im Rahmen einer Personalgestellung an die 
in § 53 AO genannten Personen erbracht 
werden. 

Dagegen hat die Änderung der Nr. 2 zu  
§ 66 AO des AEAO zu einer großen Ver
unsicherung bei den betroffenen gemein-
nützigen Wohltätigkeitsorganisationen ge- 
führt. Danach wird eine Einrichtung dann 
„des Erwerbs wegen“ betrieben und inso-
fern nicht (mehr) im Rahmen eines steuer-
begünstigten Zweckbetriebs, wenn damit 
Gewinne angestrebt werden, die den 
konkreten Finanzierungsbedarf des jewei-
ligen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
übersteigen. Nach dem geänderten AEAO 
sind Gewinne in gewissem Umfang – z. B. 
zum Inflationsausgleich oder zur Finanzie-
rung von betrieblichen Erhaltungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen – zulässig. 

Dieses soll nach einer Verlautbarung  
des Bundesfinanzministeriums nur eine 
exemplarische Aufzählung sein, die keinen 
abschließenden Charakter hat; schädlich 
soll aber auf jeden Fall sein, wenn ein 
Zweckbetrieb ausschließlich mit dem Ziel 
der Gewinnmaximierung betrieben wird.

Problematischer ist die weitere Änderung 
des AEAO, wonach ein Handeln „des Er-
werbs wegen“ auch vorliegt, wenn durch 
die Gewinne einer Wohlfahrtseinrichtung 
im Sinne von § 66 AO andere Zweck
betriebe nach §§ 65, 67, 67a und 68 AO 
bzw. die übrigen ideellen Tätigkeiten 
finanziert werden; nur die Mitfinanzierung 
eines anderen Zweckbetriebs der Wohl-
fahrtspflege im Sinne des § 66 AO ist 
unschädlich. Es können also künftig nur 
noch Gewinne mit Verlusten innerhalb der 
Zweckbetriebe der Wohlfahrtspflege nach 
§ 66 AO verrechnet werden. Diese enge 
Auslegung des Verbots einer Quersub
ventionierung stößt bei den betroffenen 
Wohlfahrtsverbänden und in der Literatur 
auf Unverständnis. Das betrifft insbeson-
dere die Fälle, in denen bislang andere 
Zweckbetriebe als die der Wohlfahrts
pflege nach § 66 AO (z. B. Altenheime nach 
§ 68 Satz 1 Nr. 1a AO, Bildungsbereiche nach  
§ 65 AO) bzw. ideelle Tätigkeiten, die eben-
falls dem nach § 53 AO begünstigten 
Personenkreis zu Gute kommen, durch 
Überschüsse aus Zweckbetrieben der 
Wohlfahrtspflege nach § 66 AO finanziell 
unterstützt wurden.
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Um zu erkennen, ob durch die Änderungen 
des AEAO ein steuerliches Risiko, d. h.  
Ertragsteuerpflicht eines Gewinns aus 
dem nicht anerkannten Zweckbetrieb der 
Wohlfahrtspflege nach § 66 AO besteht, 
ist den betroffenen gemeinnützigen Orga-
nisationen die Erstellung einer weiteren 
Spartenrechnung zu empfehlen. Diese 
Spartenrechnung muss neben den be-
kannten Sphären ideeller Bereich, Ver
mögensverwaltung, Zweckbetrieb und 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäfts-

betrieb eine weitere Differenzierung 
innerhalb der Zweckbetriebe zwischen 
Zweckbetrieben der Wohlfahrtspflege nach 
§ 66 AO und den übrigen Zweckbetrieben 
enthalten. Bei erkannten Risiken besteht 
ein entsprechender Handlungsbedarf,  
der sich z. B. auf eine Überarbeitung der 
Kostenverteilungsschlüssel oder auch  
auf organisatorische Änderungen (z. B. 
auch Verlagerung von Zweckbetrieben der 
Wohlfahrtspflege nach § 66 AO im ge-
meinnützigen Konzern) erstrecken kann. 

Dabei bestehen zur Zeit noch weitere 
Unsicherheiten (z. B. Ermittlung von Ver-
lusten auf Basis von Voll- oder Teilkosten, 
Möglichkeit des Verlustausgleichs ein
zelner Zweckbetriebe mit Gewinnen aus 
Vorjahren, Zeitpunkt der Verwirklichung 
eines Verlustausgleichs, steuerliche Aner-
kennung von Umlageschlüsseln usw.).  
In Zweifelsfällen ist gegebenenfalls eine 
Abstimmung mit dem örtlich zuständigen 
Finanzamt zu empfehlen. 

Fortsetzung von Seite 1

Steuer- und Zivilrechtsfragen bei gemeinnützigen Vereinen  
und Stiftungen anlässlich der Flüchtlingsthematik
Die Flüchtlingsthematik hat für Non-Profit-
Organisationen durch den Rückgang der 
Flüchtlingszahlen in letzter Zeit etwas  
an Dringlichkeit verloren. Es bleibt aber 
weiterhin die Frage aktuell, unter welchen 
Voraussetzungen soziales Engagement 
auch außerhalb der eigentlichen Satzungs-
zwecke zulässig ist.

Die Finanzverwaltung hat mit mehreren 
Schreiben, zuletzt am 9. Februar 2016, zur 
gemeinnützigkeits- und umsatzsteuer-
rechtlichen Beurteilung von Maßnahmen 
zur Flüchtlingshilfe Stellung genommen. 
Vielfach gerät jedoch die Frage aus dem 
Blickfeld, ob Maßnahmen der Flüchtlings-
hilfe nach der jeweiligen Satzung bzw. dem 
Gesellschaftsvertrag der NPO überhaupt 
erlaubt sind. Die Vorgabe, dass Vereine, die 
als Idealverein im Sinne von § 21 BGB 
ausgestaltet sind, vorrangig „ideelle 
Zwecke“ verfolgen müssen, bedeutet 
jedoch nicht, dass jeder Idealverein auto-
matisch sozialen oder mildtätigen  
Zwecken dient. Die meisten Vereine (z. B. 
Sport- und Kunstfördervereine) verfolgen 
vielmehr keine altruistischen Zwecke, 
sondern dienen in erster Linie dem wirt-
schaftlichen oder ideellen Nutzen ihrer 
Mitglieder. Sofern eine steuerbegünstigte 
Körperschaft ohne vorherige Änderung 
der Satzung in der Flüchtlingshilfe tätig 
werden und dafür eigene finanzielle Mittel 
einsetzen will, ist daher die Vereinbarkeit 
dieser Tätigkeit mit den satzungsmäßigen 
Zwecken zu prüfen. 

Für gewerbliche Körperschaften (z. B. 
GmbH, AG) ist anerkannt, dass diese in 
ihrer wirtschaftlichen Situation ange
messenem Umfang auch Mittel für ge-
meinnützige Spenden bereitstellen dürfen. 
Diese sind nach Maßgabe des Steuerrechts 
als Betriebsausgaben abzugsfähig. Auch 
im Bereich des Sponsorings findet regel-
mäßig ein zulässiges gemeinwohlbe
zogenes Engagement statt. Insoweit muss 
auch gemeinnützigen Vereinen und gGmbH 
ein gewisses gemeinwohlrelevantes 
Engagement außerhalb der unmittelbaren 
Zweckverwirklichung offenstehen, zumal 
sich das regelmäßig auf die Förderung der 
eigenen ideellen Zwecke positiv auswirkt, 
indem das Ansehen der Einrichtung in der 
Öffentlichkeit gesteigert wird. Nach  
dem vereinsrechtlichen Nebenzweck
privileg sind im Übrigen Hilfs- und Neben-
geschäfte erlaubt, die der Verwirklichung 
der Satzungszwecke im weiteren Sinne 
dienlich sind. Solche satzungszweck
fremden Betätigungen dürfen jedoch nur  
in einem Umfang ausgeübt werden, der 
eine angemessene Zweck-/Mittel-Relation 
beachtet. Eine Betätigung ist umso eher 
zulässig, je mehr sie sich im Umfeld der 
eigentlichen Satzungszwecke bewegt. 
Eine echte Nothilfe ist aber auch dann 
erlaubt, wenn es keinen direkten Bezug zu 
den Satzungszwecken gibt, sofern sie sich 
auf Einzelfälle beschränkt und wirtschaft-
lich vertretbar ist. Ein kurzzeitiger Einsatz 
von Personal- und Sachmitteln für die 
Flüchtlingshilfe wird im Regelfall ange
messen sein. Eine allgemeine Grenze 
zwischen einem noch zulässigen Engage-
ment und einer (unzulässigen) verdeckten 
Zweckerweiterung gibt es jedoch nicht.

Vereinsvorständen bzw. Geschäftsführern 
ist daher zu raten, bei beabsichtigten 
größeren Maßnahmen, vorab einen ent-
sprechenden Ermächtigungsbeschluss der 
Mitglieder/Gesellschafter und/oder von 
Aufsichtsgremien herbeizuführen. Wenn 
eine ggf. erforderliche Satzungsänderung 
nicht kurzfristig praktikabel ist, kann ver-
einzelt auch ein sogenannter „satzungs-
durchbrechender“, mit satzungsändernder 
Mehrheit zu fassender Beschluss helfen. 
Dadurch darf jedoch keine dauerhafte 
Satzungszweckerweiterung bewirkt werden.

Für Stiftungen gilt grundsätzlich dasselbe. 
Zusätzlich ist der objektive Stifterwille zu 
beachten, der beabsichtigten Maßnahmen 
nicht entgegenstehen darf. Darüber wacht 
die Stiftungsaufsichtsbehörde. 

Bei der Verwendung von Spendenmitteln 
und sonstigen Zuwendungen Dritter (z. B. 
Erbschaften/Vermächtnisse) ist des 
Weiteren zu prüfen, ob nicht Auflagen 
seitens des Zuwendenden eine Zweck
bindung enthalten, die den Einsatz der 
Mittel für die Flüchtlingshilfe ausschließen. 
Es drohen ggf. Rückforderungsansprüche. 

Sollten daher Zweifel an der Zulässigkeit 
des Mitteleinsatzes für satzungsfremde 
Zwecke, insbesondere die Flüchtlingshilfe 
u. ä., bestehen, ist dringend eine vorherige 
rechtliche Überprüfung sowie Abstim-
mung mit dem Finanzamt, dem Register-
gericht bzw. der Stiftungsbehörde anzu
raten.
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Fördertätigkeiten gemeinnütziger Körperschaften
Eine Vielzahl der gemeinnützigen Körper-
schaften sind Förderkörperschaften, deren 
Aufgabe ausschließlich oder überwiegend 
darin besteht, andere gemeinnützige 
Körperschaften oder juristische Personen 
des öffentlichen Rechts (jPdöR) durch die 
Zuwendung von Geld- oder Sachmitteln zu 
fördern. Im Bereich der Fördertätigkeit 
gemeinnütziger Organisationen stellt sich 
regelmäßig die Frage, welche Investitionen 
im Zusammenhang mit der Erbringung von 
Fördertätigkeiten bzw. welche Leistungs-
beziehungen (noch) als Fördertätigkeiten 
im Sinne des § 58 Nr. 1 AO zulässig sind. 

Nach § 58 Nr. 1 AO wird die Steuervergüns-
tigung nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
eine Körperschaft Mittel für die Verwirk
lichung steuerbegünstigter Zwecke einer 
anderen Körperschaft oder für die Ver-
wirklichung steuerbegünstigter Zwecke 
durch eine juristische Person des öffent
lichen Rechts beschafft. Die Beschaffung 
von Mitteln für eine unbeschränkt steuer-
pflichtige Körperschaft des privaten Rechts 
setzt jedoch deren Steuerbegünstigung 
voraus.

Nach Ansicht der Finanzverwaltung muss 
die Beschaffung von Mitteln ausdrücklich 
als Satzungszweck festgelegt sein (AEAO 
Nr. 1 Satz 2 zu § 58 AO). Aufgrund der für  
die Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
geltenden formellen Satzungsstrenge ist 
daher zu empfehlen, die Mittelbeschaffung 
als eigenständigen steuerlichen Zweck in 
die Satzung aufzunehmen. 

Die gemeinnützige Organisation darf ihre 
Mittel außerdem nur für solche Zwecke 
beschaffen und weitergeben, die in ihrer 
Satzung angegeben sind. Nach der Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) 

wird insoweit eine Übereinstimmung mit 
den Satzungszwecken der Empfängerkör-
perschaft vorausgesetzt. Empfehlenswert 
ist ein Abgleich mit den Satzungen der 
Empfängerkörperschaften vorzunehmen, 
um sicherzustellen, dass die verfolgten 
Zwecke übereinstimmen und die beabsich-
tigen Zweckverfolgungsmaßnahmen der 
gemeinnützigen Organisation im Einklang 
mit der Satzung der jeweiligen Empfänger-
körperschaft stehen. 

In der Praxis bestehen erhebliche Un
sicherheiten im Hinblick auf das Tat
bestandsmerkmal der Mittelbeschaffung 
für steuerbegünstigte Zwecke einer 
anderen Körperschaft im Sinne des § 58  
Nr. 1 AO. Das Gesetz enthält hierzu keine 
Definition. Nach der allgemeinen Auf
fassung wird der Begriff des „Beschaffens“ 
überwiegend weit ausgelegt. Erfasst wird 
grundsätzlich jede Tätigkeit, die dazu führt, 
dass die Empfängerkörperschaft über mehr 
Mittel zur Verwirklichung ihrer steuer
begünstigen Zwecke verfügt. Eine Förder-
tätigkeit im Sinne des § 58 Nr. 1 AO ist daher 
nicht nur in der Zuwendung von Geld oder 
Wirtschaftsgütern zu sehen, die speziell zu 
diesem Zweck „beschafft“ worden sind. 
Vielmehr ist auch die Erbringung un
entgeltlicher oder verbilligter (d. h. nicht 
marktüblich vergüteter) Dienstleistungen 
denkbar. Auch die Vergabe von Darlehen an 
andere steuerbegünstigte Körperschaften 
aus zeitnah zu verwendenden Mitteln ist 
nach Ansicht der Finanzverwaltung zu
lässig. Unklarheiten bestehen jedoch der-
zeit dahingehend, ob auch die unentgelt
liche oder verbilligte Überlassung von 
Sachmitteln eine gemeinnützige Fördertä-
tigkeit im Sinne des § 58 Nr. 1 AO darstellt 
und ob zeitnah zu verwendende Mittel  
– vorgreiflich – zur Investition der später 

überlassenen Sachmittel eingesetzt 
werden dürfen. Dem Vernehmen nach 
nimmt die Finanzverwaltung gegenwärtig 
eine restriktive Auslegung vor, sodass 
diese Thematik regelmäßig Gegenstand 
von Betriebsprüfungen ist. Eine Klarstel-
lung im AEAO durch die Finanzverwaltung 
wäre daher zur Schaffung von Recht
sicherheit zu begrüßen.

Sprechen Sie uns gerne an, wenn Sie in
sofern Investitionen planen, um die Steuer-
befreiung nicht zu gefährden. 

Zu beachten ist außerdem eine aktuelle 
Änderung des AEAO im Zusammenhang 
mit der Mittelweitergabe an jPdöR:

Nach § 58 Nr. 2 AO sind auch Ausschüttun-
gen oder sonstige Zuwendungen an jPdöR 
zulässig, sofern diese die Mittel für steuer-
begünstigte Zwecke verwenden. § 58  
Nr. 2 AO beschränkt die Zuwendungshöhe 
- im Unterschied zu § 58 Nr. 1 AO - auf die 
teilweise (nicht überwiegende) Mittel
vergabe, wobei die Finanzverwaltung eine 
Mittelweitergabe im Rahmen der 50%- 
Grenze für zulässig erachtet. 

Ergänzend wird nunmehr dem BFH folgend 
geregelt, dass Zuwendungen das Tat
bestandsmerkmal zur Verwendung zu 
steuerbegünstigten Zwecken nicht erfüllt, 
wenn diese dem Gesamthaushalt des 
Zuwendungsempfängers zugutekommen 
und dieser neben steuerbegünstigen 
Zwecken auch andere Zwecke erfüllt. Es 
wird jedoch seitens der Finanzverwaltung 
auch klargestellt, dass die Weitergabe un-
schädlich ist, wenn die Mittel nachweislich 
für steuerbegünstigte Zwecke verwendet 
werden. Somit lässt die Finanzverwaltung 
den Gegenbeweis zu. 

Spendenbestätigungen für sogenannte Anlassspenden
Anlässlich von Jubiläen, Geburtstagen  
oder auch Beerdigungen wird häufig zu 
Spenden für bestimmte steuerbegünstigte 
Einrichtungen (z. B. Vereine) aufgerufen. 
Vielfach wird gebeten, die Spende direkt 
auf ein benanntes Konto der begünstigten 
Einrichtung zu überweisen. In anderen 
Fällen erfolgt die Überweisung auf ein von 
den Initiatoren (z. B. dem Jubilar) benanntes 
Bankkonto mit der Auflage, diese Beträge 
für den im Aufruf benannten Zweck zu 
verwenden. Der Kontoinhaber bzw. der 
Initiator  tritt damit im Ergebnis als Treu-
händer für den Spender auf. Manchmal 
werden Spendenbeträge dem Initiator  

auch in bar übergeben. Wenn die im 
Folgenden dargestellten Grundsätze be-
achtet werden, kann die gemeinnützige 
Organisation, welche die Spenden erhält,  
in den beiden letztgenannten Fällen den 
ursprünglichen Einzelspendern eine steuer
lich zulässige Zuwendungsbestätigung  
erteilen:

1.	� Der Initiator (z. B. der Jubilar) erstellt 
eine Liste, aus der Folgendes hervorgeht:

	 a)	 die geleistete Einzelspende,
	 b)	 der Tag der Zahlung,
	 c)	 der Name des jeweiligen Spenders, 

	� d) �die ausdrückliche Versicherung des 
Initiators, dass die in der Liste ent
haltenen Angaben richtig sind. 

2.	� Die gesammelten Spenden werden 
zeitgleich mit der Übergabe der 
Spenderliste an die gemeinnützige 
Empfängerkörperschaft (z. B. Verein) 
weitergeleitet.

3.	� Die Körperschaft  verpflichtet sich zur 
ordnungsgemäßen Verwendung der 
erhaltenen Beträge.
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Umsatzsteuer: Fristablauf für Optionserklärung bzgl.  
wirtschaftlicher Betätigungen von juristischen Personen  
des öffentlichen Rechts am 31. Dezember 2016 

Für juristische Personen des öffentlichen 
Rechts (jPdöR) läuft am 31. Dezember 2016 
eine wichtige Frist ab. Betroffen sind ins
besondere Hochschulen, Kirchengemeinden/ 
-kreise, sowie Kommunen, Landkreise, 
Zweckverbände und Anstalten öffent
lichen Rechts, und zwar einerseits mit  
ihren wirtschaftlichen Einrichtungen und 
Betätigungen im Hoheitsbereich im Sinne 
des § 2b Abs. 1 UStG neuer Fassung, wenn 
größere Wettbewerbsverzerrungen ent-
stehen würden, und andererseits mit ihren 
weiteren wirtschaftlichen Einrichtungen und 
Betätigungen im Sinne des § 2 Abs. 1 UStG, 
insbesondere aufgrund privatrechtlicher 

Verträge oder wenn Nicht-jPdöR damit der 
Umsatzsteuer unterfallen würden. Für sie 
werden ab 1. Januar 2017 wesentliche 
Gesetzesänderungen hinsichtlich der 
Beurteilung der Unternehmereigenschaft 
wirksam (Hinweis auf Non Profit aktuell 
Januar 2016). Dadurch kann es zu Umsatz-
steuer-Mehrbelastungen kommen, ande-
rerseits jedoch auch ein Vorsteuerabzug 
möglich werden. Das kann jedoch noch  
bis längstens Ende 2020 aufgeschoben 
werden, wenn die jPdöR bis spätestens  
31. Dezember 2016 eine sogenannte 
Optionserklärung an das Finanzamt abgibt, 
dass sie (insgesamt) noch das bisherige 

Recht anwenden will. Letzteres knüpft  
an die Eigenschaft einer Betätigung als 
ertragsteuerlicher Betrieb gewerblicher 
Art bzw. an die unionsrechtlich ausge
richtete Rechtsprechung des BFH zur 
wirtschaftlichen Betätigung an. Eine 
Beschränkung der Optionserklärung nur 
auf eine Einrichtung oder Betätigung ist 
nicht zulässig. Die Erklärung kann an
schließend noch widerrufen werden, sogar 
rückwirkend. Das ist dann sinnvoll, wenn 
sich herausstellen sollte, dass die neuen 
Gesetzesbestimmungen für die jPdöR 
günstiger sind. 

Spendenbestätigung bei Verzicht auf Aufwandsersatz
Zur Vermeidung von Steuernachteilen, die 
erheblich sein können, wird nochmals 
darauf hingewiesen, dass nur dann eine 
Spendenbestätigung aufgrund des Ver- 
zichts auf einen Aufwendungsersatz
anspruch ausgestellt werden darf, wenn 
dieser Anspruch durch einen Vertrag oder 
die Satzung eingeräumt worden ist, bevor 
die zum Aufwand führende Tätigkeit 
begonnen wurde (Hinweis auf Non Profit 
aktuell August 2015 und BMF-Schreiben 
vom 25. November 2014). Die Aner

kennung eines solchen Anspruchs ist auch 
in den Fällen eines rechtsgültigen Vor-
standsbeschlusses möglich, wenn der 
Vorstand dazu durch eine Regelung in der 
Satzung ermächtigt wurde. Eine nach
trägliche rückwirkende Begründung von 
Ersatzpflichten der gemeinnützigen Orga-
nisation, z. B. durch eine rückwirkende  
Satzungsänderung, reicht dagegen nicht 
aus. Aufwendungsersatzansprüche aus 
einer Vereinsordnung (z. B. Reisekosten-
ordnung), die auf einer entsprechenden 

Satzungsermächtigung beruhen, werden 
als Ansprüche  aus einer Satzung im Sinne 
des § 10b Abs. 3 Satz 5 EStG jedoch aner-
kannt. (Hinweis: Bei vor dem 1. Januar 2015 
gegründeten Körperschaften reicht es, 
wenn der Ersatzanspruch aufgrund eines 
rechtsgültigen Vorstandsbeschlusses ge-
währt wurde. Eine Änderung der Satzung 
nur zur Einräumung der Ermächtigung ist 
daher nicht nötig.)
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